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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

BESCHLUSS 2013/12/GASP DES RATES 

vom 25. Oktober 2012 

über die Unterzeichnung und den Abschluss des Abkommens zwischen der Europäischen Union 
und der Republik Moldau über die Schaffung eines Rahmens für die Beteiligung der Republik 

Moldau an Krisenbewältigungsoperationen der Europäischen Union 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 37, 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 218 Absätze 5 und 6, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Bedingungen für die Beteiligung von Drittstaaten an 
Krisenbewältigungsoperationen der Europäischen Union 
sollten in einem Abkommen festgelegt werden, das einen 
Rahmen für eine solche etwaige künftige Beteiligung 
schafft, damit diese Bedingungen nicht für jede einzelne 
Operation von Fall zu Fall festgelegt werden müssen. 

(2) Nachdem der Rat am 25. Juni 2012 einen Beschluss zur 
Genehmigung der Eröffnung von Verhandlungen erlassen 
hat, hat die Hohe Vertreterin der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik ein Abkommen zwischen der Europäi­
schen Union und der Republik Moldau über die Schaf­
fung eines Rahmens für die Beteiligung der Republik 
Moldau an Krisenbewältigungsoperationen der Europäi­
schen Union (im Folgenden „Abkommen“) ausgehandelt. 

(3) Das Abkommen sollte genehmigt werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Abkommen zwischen der Europäischen Union und der 
Republik Moldau über die Schaffung eines Rahmens für die 
Beteiligung der Republik Moldau an Krisenbewältigungsopera­
tionen der Europäischen Union wird im Namen der Union 
genehmigt. 

Der Wortlaut des Abkommens ist diesem Beschluss beigefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu be­
stellen, die befugt ist (sind), das Abkommen rechtsverbindlich 
für die Union zu unterzeichnen. 

Artikel 3 

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 16 Absatz 1 des 
Abkommens vorgesehene Notifikation im Namen der Union 
vor. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 25. Oktober 2012. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
M. BØDSKOV
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ÜBERSETZUNG 

ABKOMMEN 

zwischen der Europäischen Union und der Republik Moldau über die Schaffung eines Rahmens für 
die Beteiligung der Republik Moldau an Krisenbewältigungsoperationen der Europäischen Union 

DIE EUROPÄISCHE UNION (EU) 

einerseits und 

DIE REPUBLIK MOLDAU 

andererseits, 

im Folgenden „Vertragsparteien“ — 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Europäische Union (EU) kann beschließen, Maßnahmen im Bereich der Krisenbewältigung, einschließlich 
Friedenssicherungs- oder humanitärer Einsätze, zu treffen. 

(2) Die Europäische Union entscheidet darüber, ob Drittstaaten zur Beteiligung an EU-Krisenbewältigungsoperationen 
eingeladen werden. Die Republik Moldau kann der Einladung der Europäischen Union nachkommen und ihren 
Beitrag anbieten. In diesem Fall entscheidet die Europäische Union über die Annahme des von der Republik 
Moldau vorgeschlagenen Beitrags. 

(3) Die Bedingungen für die Beteiligung der Republik Moldau an EU-Krisenbewältigungsoperationen sollten in einem 
Abkommen festgelegt werden, das einen Rahmen für eine solche etwaige künftige Beteiligung schafft, damit diese 
Bedingungen nicht für jede einzelne Operation von Fall zu Fall festgelegt werden müssen. 

(4) Ein solches Abkommen sollte weder die Beschlussfassungsautonomie der Europäischen Union berühren noch den 
Umstand präjudizieren, dass die Republik Moldau gemäß ihrer Rechtsordnung über ihre Beteiligung an einer EU- 
Krisenbewältigungsoperation von Fall zu Fall entscheidet. 

(5) Ein solches Abkommen sollte ausschließlich für künftige EU-Krisenbewältigungsoperationen gelten und darf 
bestehende Abkommen zur Regelung der Beteiligung der Republik Moldau an bereits eingeleiteten EU-Krisenbe­
wältigungsoperationen nicht berühren — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

ABSCHNITT I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Beschlüsse im Hinblick auf die Beteiligung 

(1) Im Anschluss an den Beschluss der Europäischen Union, 
die Republik Moldau zur Beteiligung an einer EU-Krisenbewäl­
tigungsoperation einzuladen, übermittelt die Republik Moldau, 
sobald sie sich für eine Beteiligung entschieden hat, der Euro­
päischen Union Informationen über den von ihr vorgeschlage­
nen Beitrag. 

(2) Die Bewertung des vorgeschlagenen Beitrags durch die 
Europäische Union wird in Absprache mit der Republik Moldau 
durchgeführt. 

(3) Die Europäische Union gibt der Republik Moldau so bald 
wie möglich einen ersten Hinweis auf deren voraussichtlichen 
Beitrag zu den gemeinsamen Kosten der Operation, um der 
Republik Moldau bei der Erstellung ihres Angebots behilflich 
zu sein. 

(4) Die Europäische Union teilt der Republik Moldau das 
Ergebnis der Bewertung schriftlich mit, damit die Beteiligung 
der Republik Moldau nach Maßgabe dieses Abkommens sicher­
gestellt werden kann. 

Artikel 2 

Rahmen 

(1) Die Republik Moldau übernimmt für sich nach Maßgabe 
dieses Abkommens und der gegebenenfalls erforderlichen 
Durchführungsvereinbarungen den Beschluss des Rates, mit 
dem der Rat der Europäischen Union die EU-geführte Krisenbe­
wältigungsoperation beschließt, sowie jeden weiteren Beschluss, 
mit dem der Rat der Europäischen Union die Verlängerung der 
EU-Krisenbewältigungsoperation beschließt. 

(2) Der Beitrag der Republik Moldau zu einer EU-Krisenbe­
wältigungsoperation erfolgt unbeschadet der Beschlussfassungs­
autonomie der Europäischen Union. 

Artikel 3 

Rechtsstellung des Personals und der Einsatzkräfte 

(1) Die Rechtsstellung des für zivile Krisenbewältigungsope­
rationen der EU abgeordneten Personals und/oder der für mi­
litärische Krisenbewältigungsoperationen der EU bereitgestellten 
Einsatzkräfte der Republik Moldau wird in dem Abkommen 
über die Rechtsstellung der Einsatzkräfte/der Mission geregelt, 
sofern ein solches Abkommen zwischen der Europäischen 
Union und dem Staat oder den Staaten, in dem oder in denen 
die Operation durchgeführt wird, geschlossen wurde.
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(2) Die Rechtsstellung des Personals, das zu Hauptquartieren 
oder Führungselementen außerhalb des Staats oder der Staaten 
abgestellt wird, in dem oder in denen die EU-Krisenbewälti­
gungsoperation stattfindet, wird durch Vereinbarungen zwi­
schen den betreffenden Hauptquartieren und Führungselemen­
ten und den zuständigen Behörden der Republik Moldau ge­
regelt. 

(3) Unbeschadet des in Absatz 1 genannten Abkommens 
über den Status der Einsatzkräfte/der Mission übt die Republik 
Moldau die Gerichtsbarkeit über ihr an der Krisenbewältigungs­
operation der EU beteiligtes Personal aus. In Fällen, in denen die 
Einsatzkräfte der Republik Moldau an Bord eines Schiffes oder 
Luftfahrzeugs eines EU-Mitgliedstaats eingesetzt werden, übt die­
ser Mitgliedstaat die Gerichtsbarkeit gemäß seinen innerstaatli­
chen Rechtsvorschriften und Verfahren aus. 

(4) Die Republik Moldau ist für Schadenersatzansprüche im 
Zusammenhang mit der Beteiligung an einer EU-Krisenbewälti­
gungsoperation zuständig, die von Mitgliedern ihres Personals 
geltend gemacht werden oder diese betreffen; sie ist zudem für 
die Einleitung von Maßnahmen gegen Mitglieder ihres Personals, 
insbesondere für die Erhebung von Klagen oder die Einleitung 
von Disziplinarverfahren, gemäß ihren Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften zuständig. 

(5) Die Vertragsparteien kommen überein, gegenseitig auf 
alle Ansprüche mit Ausnahme vertraglicher Forderungen wegen 
Beschädigung, Verlust oder Zerstörung von Mitteln, die ihnen 
gehören/von ihnen genutzt werden, oder wegen Körperverlet­
zung oder Tod von Mitgliedern ihres Personals zu verzichten, 
wenn die Beschädigung, der Verlust, die Zerstörung, die Kör­
perverletzung oder der Tod von Personal in Erfüllung seiner 
Aufgaben in Zusammenhang mit Aktivitäten im Rahmen dieses 
Abkommens verursacht wurde, es sei denn, es liegt grobe Fahr­
lässigkeit oder vorsätzliches Verschulden vor. 

(6) Die Republik Moldau verpflichtet sich, bei der Unter­
zeichnung dieses Abkommens eine Erklärung über den Verzicht 
auf Schadenersatzansprüche gegenüber den Staaten abzugeben, 
die an einer EU-Krisenbewältigungsoperation beteiligt sind, an 
der die Republik Moldau teilnimmt. 

(7) Die Europäische Union verpflichtet sich zu gewährleisten, 
dass die Mitgliedstaaten der Europäischen Union bei der Unter­
zeichnung dieses Abkommens eine Erklärung über den Verzicht 
auf Schadenersatzansprüche im Zusammenhang mit einer künf­
tigen Beteiligung der Republik Moldau an einer EU-Krisenbewäl­
tigungsoperation abgeben. 

Artikel 4 

Verschlusssachen 

(1) Die Republik Moldau gewährleistet durch geeignete Maß­
nahmen den Schutz von EU-Verschlusssachen gemäß den Si­
cherheitsvorschriften des Rates der Europäischen Union, die 
im Beschluss 2011/292/EU des Rates vom 31. März 2011 
über die Sicherheitsvorschriften für den Schutz von EU-Ver­
schlusssachen ( 1 ) enthalten sind, sowie gemäß weiteren Leitlinien 
der zuständigen Stellen, einschließlich des Befehlshabers der 
Operation der EU für eine militärische Krisenbewältigungsope­
ration der EU oder des EU-Missionsleiters für eine zivile Krisen­
bewältigungsoperation der EU. 

(2) Haben die EU und die Republik Moldau ein Abkommen 
über Sicherheitsverfahren für den Austausch von Verschluss­
sachen geschlossen, so finden die Bestimmungen dieses Abkom­
mens im Rahmen einer Krisenbewältigungsoperation der EU 
Anwendung. 

ABSCHNITT II 

BESTIMMUNGEN ÜBER DIE BETEILIGUNG AN ZIVILEN 
KRISENBEWÄLTIGUNGSOPERATIONEN 

Artikel 5 

Für eine zivile Krisenbewältigungsoperation der EU 
abgeordnetes Personal 

(1) Die Republik Moldau 

a) sorgt dafür, dass ihr für die zivile Krisenbewältigungsopera­
tion der EU abgeordnetes Personal seinen Auftrag nach Maß­
gabe 

— des in Artikel 2 Absatz 1 genannten Beschlusses des 
Rates und der nachfolgenden Änderungen, 

— des Operationsplans, 

— der Durchführungsbestimmungen ausführt; 

b) unterrichtet den Missionsleiter der zivilen Krisenbewälti­
gungsoperation der EU (im Folgenden „Missionsleiter“) und 
den Hohen Vertreter der Union für Außen- und Sicherheits­
politik (im Folgenden „Hoher Vertreter“) rechtzeitig über jede 
Änderung ihres Beitrags zur zivilen Krisenbewältigungsope­
ration der EU. 

(2) Das für die zivile Krisenbewältigungsoperation der EU 
abgeordnete Personal wird einer ärztlichen Untersuchung unter­
zogen und erhält die erforderlichen Impfungen; seine Tauglich­
keit ist von einer hierzu befugten Behörde der Republik Moldau 
zu bescheinigen. Das für die zivile Krisenbewältigungsoperation 
der EU abgeordnete Personal legt eine Abschrift dieser Beschei­
nigung vor. 

Artikel 6 

Anordnungskette 

(1) Das von der Republik Moldau abgeordnete Personal lässt 
sich bei der Erfüllung seiner Aufgaben und in seinem Verhalten 
ausschließlich von den Interessen der zivilen Krisenbewälti­
gungsoperation der EU leiten. 

(2) Alle Mitglieder des Personals unterstehen in jeder Hinsicht 
weiterhin ihren jeweiligen nationalen Behörden. 

(3) Die nationalen Behörden übertragen die Einsatzleitung 
dem Zivilen Operationskommandeur der Europäischen Union. 

(4) Der Zivile Operationskommandeur übernimmt die Ver­
antwortung für die zivile Krisenbewältigungsoperation der EU 
und übt die Anordnungs- und Kontrollbefugnisse über diese 
Operation auf strategischer Ebene aus.
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(5) Der Missionsleiter übernimmt die Verantwortung für die 
zivile Krisenbewältigungsoperation der EU im Einsatzgebiet, übt 
die Anordnungs- und Kontrollbefugnisse über diese Operation 
im Einsatzgebiet aus und führt die laufenden Geschäfte. 

(6) Die Republik Moldau hat nach Maßgabe der in Artikel 2 
Absatz 1 genannten Rechtsinstrumente bei der laufenden 
Durchführung des Einsatzes dieselben Rechte und Pflichten 
wie die an der Operation beteiligten Mitgliedstaaten der Euro­
päischen Union. 

(7) Der Missionsleiter übt die disziplinarische Kontrolle über 
das Personal der zivilen Krisenbewältigungsoperation der EU 
aus. Gegebenenfalls erforderliche Disziplinarmaßnahmen wer­
den von der betreffenden nationalen Behörde ergriffen. 

(8) Zur Vertretung ihres nationalen Kontingents im Rahmen 
der Operation ernennt die Republik Moldau einen nationalen 
Kontingentsleiter („NPC“). Der NPC erstattet dem Missionsleiter 
über nationale Angelegenheiten Bericht und ist für die laufende 
Aufrechterhaltung der Disziplin in seinem Kontingent zuständig. 

(9) Der Beschluss über die Beendigung des Einsatzes wird 
von der Europäischen Union nach Rücksprache mit der Repu­
blik Moldau gefasst, sofern die Republik Moldau zum Zeitpunkt 
der Beendigung der Operation noch einen Beitrag zur zivilen 
Krisenbewältigungsoperation der EU leistet. 

Artikel 7 

Finanzaspekte 

(1) Unbeschadet des Artikels 8 trägt die Republik Moldau 
gemäß dem Verwaltungshaushalt der Operation alle im Zusam­
menhang mit ihrer Beteiligung an der Operation entstehenden 
Kosten mit Ausnahme der laufenden Kosten. 

(2) Im Falle von Tod, Körperverletzung, Verlust oder Schaden 
bei natürlichen oder juristischen Personen des Staates/der Staa­
ten, in dem/denen die Operation durchgeführt wird, leistet die 
Republik Moldau, wenn ihre Haftung festgestellt wurde, Scha­
densersatz unter den Bedingungen des in Artikel 3 Absatz 1 
genannten geltenden Abkommens über die Rechtsstellung der 
Mission. 

Artikel 8 

Beitrag zum Verwaltungshaushalt 

(1) Die Republik Moldau beteiligt sich an der Finanzierung 
des Verwaltungshaushalts der zivilen Krisenbewältigungsopera­
tion der EU. 

(2) Dieser Beitrag zum Verwaltungshaushalt wird auf der 
Grundlage derjenigen der beiden nachstehenden Formeln be­
rechnet, die den niedrigeren Betrag ergibt, d. h. entweder 

a) der Anteil des Referenzbetrags, der dem Anteil des BNE der 
Republik Moldau am Gesamt-BNE aller zum Verwaltungs­
haushalt der Operation beitragenden Staaten proportional 
entspricht, oder 

b) der Anteil des Referenzbetrags für den Verwaltungshaushalt, 
der dem Verhältnis zwischen der Stärke des an der Opera­
tion beteiligten Personals der Republik Moldau und der Ge­
samtstärke des Personals aller an der Operation beteiligten 
Staaten proportional entspricht. 

(3) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 leistet die Republik 
Moldau keinen Beitrag zu den Tagegeldern, die dem Personal 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union gezahlt werden. 

(4) Ungeachtet des Absatzes 1 nimmt die Europäische Union 
die Republik Moldau grundsätzlich von der Leistung finanzieller 
Beiträge zu einer bestimmten zivilen Krisenbewältigungsopera­
tion der EU aus, wenn 

a) sie feststellt, dass die Republik Moldau einen umfangreichen 
Beitrag leistet, der für die Operation von grundlegender Be­
deutung ist, oder 

b) das Pro-Kopf-BNE der Republik Moldau das Pro-Kopf-BNE 
keines Mitgliedstaats der Europäischen Union übersteigt. 

(5) Der Missionsleiter und die zuständigen Verwaltungs­
dienststellen der Republik Moldau unterzeichnen eine Verein­
barung über die Zahlung der Beiträge der Republik Moldau 
zum Verwaltungshaushalt der zivilen Krisenbewältigungsopera­
tion der EU. Diese Vereinbarung enthält unter anderem Bestim­
mungen über 

a) die Höhe des betreffenden Betrags, 

b) die Modalitäten für die Zahlung des finanziellen Beitrags, 

c) das Rechnungsprüfungsverfahren. 

ABSCHNITT III 

BESTIMMUNGEN ÜBER DIE BETEILIGUNG AN MILITÄRISCHEN 
KRISENBEWÄLTIGUNGSOPERATIONEN 

Artikel 9 

Beteiligung an einer militärischen 
Krisenbewältigungsoperation der EU 

(1) Die Republik Moldau sorgt dafür, dass ihre an einer mi­
litärischen Krisenbewältigungsoperation der EU beteiligten Ein­
satzkräfte und Personalmitglieder ihren Auftrag nach Maßgabe 

a) des in Artikel 2 Absatz 1 genannten Beschlusses des Rates 
und der nachfolgenden Änderungen, 

b) des Operationsplans, 

c) der Durchführungsbestimmungen ausführen. 

(2) Das von der Republik Moldau abgeordnete Personal lässt 
sich bei der Erfüllung seiner Aufgaben und in seinem Verhalten 
ausschließlich von den Interessen der zivilen Krisenbewälti­
gungsoperation der EU leiten. 

(3) Die Republik Moldau unterrichtet den Befehlshaber der 
Operation der EU rechtzeitig über jede Änderung ihrer Betei­
ligung an der Operation. 

Artikel 10 

Befehlskette 

(1) Alle an der militärischen Krisenbewältigungsoperation der 
EU beteiligten Einsatzkräfte und Personalmitglieder unterstehen 
in jeder Hinsicht weiterhin ihren jeweiligen nationalen Behör­
den. 

(2) Die nationalen Behörden übertragen dem Befehlshaber 
der EU-Operation die Operative und Taktische Führung und/ 
oder die Operative und Taktische Kontrolle über ihre Einsatz­
kräfte und ihr Personal; dieser ist befugt, seine Befehlsgewalt zu 
delegieren.
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(3) Die Republik Moldau hat bei der laufenden Durchführung 
der Operation dieselben Rechte und Pflichten wie die beteiligten 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 

(4) Der Befehlshaber der EU-Operation kann nach Rückspra­
che mit der Republik Moldau jederzeit darum ersuchen, dass die 
Republik Moldau ihren Beitrag zurücknimmt. 

(5) Zur Vertretung ihres nationalen Kontingents im Rahmen 
der militärischen Krisenbewältigungsoperation der EU ernennt 
die Republik Moldau einen Hochrangigen Militärischen Vertreter 
(im Folgenden „SMR“). Der SMR erörtert mit dem Befehlshaber 
der Einsatzkräfte der EU alle Fragen im Zusammenhang mit der 
Operation und ist für die laufende Aufrechterhaltung der Dis­
ziplin in dem Kontingent der Republik Moldau zuständig. 

Artikel 11 

Finanzaspekte 

(1) Unbeschadet des Artikels 12 trägt die Republik Moldau 
alle im Zusammenhang mit ihrer Beteiligung an der Operation 
entstehenden Kosten, es sei denn, die Kosten werden nach den 
Bestimmungen der in Artikel 2 Absatz 1 genannten Rechts­
instrumente sowie des Beschlusses 2011/871/GASP des Rates 
vom 19. Dezember 2011 über einen Mechanismus zur Verwal­
tung der Finanzierung der gemeinsamen Kosten der Operatio­
nen der Europäischen Union mit militärischen oder verteidi­
gungspolitischen Bezügen (Athena) ( 1 ) gemeinsam gedeckt. 

(2) Im Falle von Tod, Körperverletzung, Verlust oder Schaden 
bei natürlichen oder juristischen Personen des Staates/der Staa­
ten, in dem/denen die Operation durchgeführt wird, leistet die 
Republik Moldau, wenn ihre Haftung festgestellt wurde, Scha­
densersatz unter den Bedingungen des in Artikel 3 Absatz 1 
genannten geltenden Abkommens über die Rechtsstellung der 
Einsatzkräfte. 

Artikel 12 

Beitrag zu den gemeinsamen Kosten 

(1) Die Republik Moldau beteiligt sich an den gemeinsamen 
Kosten der militärischen Krisenbewältigungsoperation der EU. 

(2) Dieser Beitrag zu den gemeinsamen Kosten wird auf der 
Grundlage derjenigen der beiden nachstehenden Formeln be­
rechnet, die den niedrigeren Betrag ergibt, d. h. entweder 

a) der Anteil der gemeinsamen Kosten, der dem Anteil des BNE 
der Republik Moldau am Gesamt-BNE aller zu den gemein­
samen Kosten der Operation beitragenden Staaten propor­
tional entspricht, oder 

b) der Anteil der gemeinsamen Kosten, der dem Verhältnis 
zwischen der Stärke des an der Operation beteiligten Per­
sonals der Republik Moldau und der Gesamtstärke des Per­
sonals aller an der Operation beteiligten Staaten proportional 
entspricht. 

Wird die Formel nach Unterabsatz 1 Buchstabe b verwendet 
und stellt die Republik Moldau lediglich Personal für das ope­
rative Hauptquartier oder das operativ-taktische Hauptquartier, 
so wird die Stärke ihres Personals ins Verhältnis zur Gesamt­
stärke des Personals des jeweiligen Hauptquartiers gesetzt. An­
dernfalls wird die Stärke des von der Republik Moldau ins­
gesamt gestellten Personals ins Verhältnis zur Gesamtstärke 
des an der Operation beteiligten Personals gesetzt. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 1 nimmt die Europäische Union 
die Republik Moldau grundsätzlich von der Leistung finanzieller 
Beiträge zu den gemeinsamen Kosten einer bestimmten militä­
rischen Krisenbewältigungsoperation der EU aus, wenn 

a) die Europäische Union die Feststellung trifft, dass die Repu­
blik Moldau einen umfangreichen Beitrag zu Mitteln und/ 
oder Fähigkeiten leistet, die für die Operation von grund­
legender Bedeutung sind, oder 

b) das Pro-Kopf-BNE der Republik Moldau das Pro-Kopf-BNE 
keines Mitgliedstaats der Europäischen Union übersteigt. 

(4) Der im Beschluss 2011/871/GASP des Rates vorgesehene 
Verwalter und die zuständigen Verwaltungsbehörden der Repu­
blik Moldau schließen eine Vereinbarung. Diese Vereinbarung 
enthält unter anderem Bestimmungen über 

a) die Höhe des betreffenden Betrags, 

b) die Modalitäten für die Zahlung des finanziellen Beitrags, 

c) das Rechnungsprüfungsverfahren. 

ABSCHNITT IV 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 13 

Vereinbarungen zur Durchführung des Abkommens 

Unbeschadet des Artikels 8 Absatz 5 und des Artikels 12 Ab­
satz 4 schließen die zuständigen Stellen der EU und die zustän­
digen Behörden der Republik Moldau die zur Durchführung 
dieses Abkommens erforderlichen technischen und administra­
tiven Vereinbarungen. 

Artikel 14 

Nichterfüllung der Verpflichtungen 

Erfüllt eine der Vertragsparteien ihre Verpflichtungen aus diesem 
Abkommen nicht, so kann die andere Partei das Abkommen 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat 
schriftlich kündigen. 

Artikel 15 

Streitbeilegung 

Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung dieses Ab­
kommens werden zwischen den Vertragsparteien auf diploma­
tischem Wege beigelegt. 

Artikel 16 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des ersten Monats 
in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem die Vertragsparteien 
einander den Abschluss der hierfür erforderlichen innerstaatli­
chen rechtlichen Verfahren notifiziert haben. 

(2) Dieses Abkommen wird regelmäßig überprüft. 

(3) Dieses Abkommen kann im gegenseitigen schriftlichen 
Einvernehmen der Vertragsparteien geändert werden. Änderun­
gen treten nach dem in Absatz 1 festgelegten Verfahren in Kraft.
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(4) Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen durch schriftliche Notifikation an die andere Vertrags­
partei kündigen. Die Kündigung wird sechs Monate nach Eingang der Notifikation bei der anderen Vertrags­
partei wirksam. 

Geschehen zu Brüssel am dreizehnten Dezember zweitausendzwölf in englischer Sprache in zwei Ausfer­
tigungen. 

Für die Europäische Union Für die Republik Moldau
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WORTLAUT VON ERKLÄRUNGEN 

Text für die EU-Mitgliedstaaten: 

„Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind im Rahmen der Anwendung eines Beschlusses des 
Rates der EU über eine EU-Krisenbewältigungsoperation, an der die Republik Moldau teilnimmt, 
bestrebt, soweit ihre innerstaatlichen Rechtsordnungen dies zulassen, auf Ansprüche gegen die Republik 
Moldau wegen Körperverletzung oder Tod von Mitgliedern ihres Personals oder wegen Beschädigung 
oder Verlust von Mitteln, die ihnen gehören und im Rahmen der EU-Krisenbewältigungsoperation 
genutzt werden, so weit wie möglich zu verzichten, wenn die Körperverletzung, der Tod, die Beschä­
digung oder der Verlust 

— von Personal aus der Republik Moldau in Erfüllung seiner Aufgaben im Zusammenhang mit der 
EU-Krisenbewältigungsoperation verursacht wurde, es sei denn, es liegt grobe Fahrlässigkeit oder 
vorsätzliches Verschulden vor, oder 

— auf die Nutzung von Mitteln zurückzuführen ist, die der Republik Moldau gehören, sofern diese 
Mittel im Zusammenhang mit der Operation genutzt wurden, es sei denn, es liegt grobe Fahr­
lässigkeit oder vorsätzliches Verschulden vonseiten des Personals der EU-Krisenbewältigungsopera­
tion aus der Republik Moldau bei der Nutzung dieser Mittel vor.“ 

Text für die Republik Moldau: 

„Die Republik Moldau ist im Rahmen der Anwendung eines Beschlusses des Rates der EU über eine 
EU-Krisenbewältigungsoperation bestrebt, soweit ihre innerstaatliche Rechtsordnung dies zulässt, auf 
Ansprüche gegen jeden anderen an der EU-Krisenbewältigungsoperation teilnehmenden Staat wegen 
Körperverletzung oder Tod von Mitgliedern ihres Personals oder wegen Beschädigung oder Verlust von 
Mitteln, die ihr gehören und im Rahmen der EU-Krisenbewältigungsoperation genutzt werden, so weit 
wie möglich zu verzichten, wenn die Körperverletzung, der Tod, die Beschädigung oder der Verlust 

— von Personal in Erfüllung seiner Aufgaben im Zusammenhang mit einer EU-Krisenbewältigungs­
operation verursacht wurde, es sei denn, es liegt grobe Fahrlässigkeit oder vorsätzliches Verschulden 
vor, oder 

— durch die Nutzung von Mitteln verursacht wurde, die den an der EU-Krisenbewältigungsoperation 
teilnehmenden Staaten gehören, sofern diese Mittel im Zusammenhang mit der Operation genutzt 
wurden, außer im Falle grober Fahrlässigkeit oder vorsätzlichen Verschuldens vonseiten des Per­
sonals der EU-Krisenbewältigungsoperation bei der Nutzung dieser Mittel.“

DE 12.1.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 8/7



VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 13/2013 DER KOMMISSION 

vom 11. Januar 2013 

zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 394/2012 zur Festsetzung der Höchstgrenze 
für Ausfuhren von Nichtquotenzucker und -isoglucose bis zum Ende des Wirtschaftsjahres 2012- 

2013 und zur Aufhebung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 931/2012 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe d 
in Verbindung mit Artikel 4, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 951/2006 der Kommis­
sion vom 30. Juni 2006 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates für den Zuckerhandel 
mit Drittländern ( 2 ), insbesondere auf Artikel 7e in Verbindung 
mit Artikel 9 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung 
(EG) Nr. 1234/2007 kann Zucker oder Isoglucose, der 
bzw. die über die in Artikel 56 der genannten Verord­
nung festgesetzte Quote hinaus erzeugt wurde, nur im 
Rahmen der noch festzusetzenden Mengenbegrenzung 
ausgeführt werden. 

(2) Mit der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 wurden Durch­
führungsbestimmungen für Nichtquotenausfuhren und 
insbesondere für die Erteilung von Ausfuhrlizenzen fest­
gelegt. 

(3) Für das Wirtschaftsjahr 2012/13 wurde davon ausgegan­
gen, dass eine Mengenbegrenzung in Höhe von 650 000 
Tonnen Weißzuckeräquivalent für die Ausfuhren von 
Nichtquotenzucker der Marktnachfrage entsprechen dürf­
te. Eine solche Mengenbegrenzung wurde mit der Durch­
führungsverordnung (EU) Nr. 394/2012 der Kommis­
sion ( 3 ) festgesetzt. Den jüngsten Schätzungen zufolge 
könnte die Erzeugung von Nichtquotenzucker jedoch 
die beachtliche Menge von 5 300 000 Tonnen erreichen. 
Es sollten daher zusätzliche Absatzmöglichkeiten für 
Nichtquotenzucker erschlossen werden. 

(4) Da die WTO-Obergrenze für Ausfuhren im Wirtschafts­
jahr 2012/13 nicht vollständig ausgeschöpft wurde, sollte 

die Mengenbegrenzung für Ausfuhren von Nichtquoten­
zucker um 700 000 Tonnen angehoben werden, um so 
dem Zuckersektor der EU zusätzliche Geschäftsmöglich­
keiten zu eröffnen. Damit EU-Erzeuger von Nichtquoten­
zucker die Marktchancen auf ihren Ausfuhrmärkten nut­
zen können, empfiehlt es sich, die zusätzlichen Mengen 
ab dem 14. Januar 2013 zur Verfügung zu stellen. 

(5) Die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 394/2012 ist 
entsprechend zu ändern. 

(6) Die in Artikel 1 Absatz 3 der Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 931/2012 der Kommission vom 10. Oktober 
2012 zur Festsetzung eines einheitlichen Annahmepro­
zentsatzes für die Erteilung von Ausfuhrlizenzen, Ableh­
nung der Anträge auf Ausfuhrlizenzen und Aussetzung 
der Einreichung von Anträgen auf Ausfuhrlizenzen für 
Nichtquotenzucker ( 4 ) vorgesehene Aussetzung der Ein­
reichung von Anträgen sollte abgeschafft werden, damit 
Anträge auf Ausfuhrlizenzen für Nichtquotenzucker ein­
gereicht werden können. Da die Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 931/2012 nicht mehr wirksam ist, sollte 
sie aufgehoben werden. 

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 1 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
394/2012 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für das Wirtschaftsjahr 2012/13 beläuft sich die Men­
genbegrenzung gemäß Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe d der 
Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 auf 1 350 000 Tonnen für 
Ausfuhren ohne Erstattung von über die Quote hinaus er­
zeugtem Weißzucker des KN-Codes 1701 99.“ 

Artikel 2 

Die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 931/2012 wird auf­
gehoben.
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Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 14. Januar 2013. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 11. Januar 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 14/2013 DER KOMMISSION 

vom 11. Januar 2013 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom­
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen 
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in 
ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Ta­
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 11. Januar 2013 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung

DE L 8/10 Amtsblatt der Europäischen Union 12.1.2013 

( 1 ) ABl. L 299 vom 16.11.2007, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 157 vom 15.6.2011, S. 1.



ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA 58,6 
TN 169,4 
TR 100,8 
ZZ 109,6 

0707 00 05 EG 194,1 
TR 137,0 
ZZ 165,6 

0709 91 00 EG 158,2 
ZZ 158,2 

0709 93 10 MA 103,4 
TR 108,1 
ZZ 105,8 

0805 10 20 EG 59,4 
MA 59,0 
TR 67,7 
ZA 103,6 
ZZ 72,4 

0805 20 10 MA 99,3 
ZZ 99,3 

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70, 
0805 20 90 

IL 73,6 
TR 90,1 
ZZ 81,9 

0805 50 10 TR 79,7 
ZZ 79,7 

0808 10 80 BA 47,0 
CN 99,8 
MK 29,3 
US 164,9 
ZZ 85,3 

0808 30 90 CN 50,7 
US 133,9 
ZZ 92,3 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 12. Dezember 2012 

über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung gemäß 
Nummer 28 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung (Antrag EGF/2011/011 AT/Soziale Dienstleistungen, Österreich) 

(2013/13/EU) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER 
EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 
2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 
Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 
Haushaltsführung ( 1 ), insbesondere auf Nummer 28, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die 
Globalisierung ( 2 ), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Europäische Fonds für die Anpassung an die Globa­
lisierung (EGF) wurde eingerichtet, um Arbeitskräfte, die 
infolge weit reichender Strukturveränderungen im Welt­
handelsgefüge aufgrund der Globalisierung arbeitslos ge­
worden sind, zusätzlich zu unterstützen und ihnen bei 
der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt zu helfen. 

(2) Der Anwendungsbereich des EGF wurde für ab dem 
1. Mai 2009 bis 30. Dezember 2011 gestellte Anträge 
erweitert und beinhaltet nun auch die Unterstützung von 
Arbeitskräften, die unmittelbar infolge der globalen Fi­
nanz- und Wirtschaftskrise entlassen worden sind. 

(3) Die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 2006 
sieht vor, dass der EGF bis zur jährlichen Obergrenze von 
500 Mio. EUR in Anspruch genommen werden kann. 

(4) Österreich stellte am 21. Dezember 2011 einen 
Antrag auf einen Finanzbeitrag aus dem EGF wegen 
Entlassungen in 105 Unternehmen, die in der 

NACE-Revision-2-Abteilung 88 („Sozialwesen (ohne Hei­
me)“) in der NUTS-II-Region Steiermark (AT22) tätig 
sind, und ergänzte diesen Antrag bis zum 25. Juni 
2012 durch zusätzliche Informationen. Der Antrag erfüllt 
die gemäß Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 
1927/2006 geltenden Voraussetzungen für die Festset­
zung des Finanzbeitrags. Die Kommission schlägt daher 
vor, den Betrag von 5 200 650 EUR bereitzustellen. 

(5) Der EGF sollte folglich in Anspruch genommen werden, 
damit ein Finanzbeitrag für den von Österreich einge­
reichten Antrag bereitgestellt werden kann — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union 
für das Haushaltsjahr 2012 wird der Europäische Fonds für die 
Anpassung an die Globalisierung in Anspruch genommen, um 
den Betrag von 5 200 650 EUR an Verpflichtungs- und Zah­
lungsermächtigungen bereitzustellen. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver­
öffentlicht. 

Geschehen zu Straßburg am 12. Dezember 2012. 

Im Namen des Europäischen 
Parlaments 

Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
A. D. MAVROYIANNIS
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BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 12. Dezember 2012 

über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung gemäß 
Nummer 28 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung (Antrag EGF/2011/013 DK/Flextronics, Dänemark) 

(2013/14/EU) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 
2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 
Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 
Haushaltsführung ( 1 ), insbesondere auf Nummer 28, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die 
Globalisierung ( 2 ), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Europäische Fonds für die Anpassung an die Globa­
lisierung (EGF) wurde eingerichtet, um Arbeitskräfte, die 
infolge weit reichender Strukturveränderungen im Welt­
handelsgefüge aufgrund der Globalisierung arbeitslos ge­
worden sind, zusätzlich zu unterstützen und ihnen bei 
der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt zu helfen. 

(2) Der Anwendungsbereich des EGF wurde für ab dem 
1. Mai 2009 bis 30. Dezember 2011 gestellte Anträge 
erweitert und beinhaltet nun auch die Unterstützung von 
Arbeitskräften, die unmittelbar infolge der globalen Fi­
nanz- und Wirtschaftskrise entlassen worden sind. 

(3) Die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 2006 
sieht vor, dass der EGF bis zur jährlichen Obergrenze von 
500 Mio. EUR in Anspruch genommen werden kann. 

(4) Dänemark hat am 21. Dezember 2011 einen Antrag auf 
einen Finanzbeitrag aus dem EGF wegen Entlassungen 
beim Unternehmen Flextronics International Denmark 
A/S gestellt und diesen Antrag bis zum 23. August 
2012 durch zusätzliche Informationen ergänzt. Der An­
trag erfüllt die gemäß Artikel 10 der Verordnung (EG) 
Nr. 1927/2006 geltenden Voraussetzungen für die Fest­
setzung des Finanzbeitrags. Die Kommission schlägt da­
her vor, den Betrag von 1 370 910 EUR bereitzustellen. 

(5) Der EGF sollte folglich in Anspruch genommen werden, 
damit ein Finanzbeitrag für den von Dänemark einge­
reichten Antrag bereitgestellt werden kann — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union 
für das Haushaltsjahr 2012 wird der Europäische Fonds für die 
Anpassung an die Globalisierung in Anspruch genommen, da­
mit der Betrag von 1 370 910 EUR an Verpflichtungs- und 
Zahlungsermächtigungen bereitgestellt werden kann. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver­
öffentlicht. 

Geschehen zu Straßburg am 12. Dezember 2012. 

Im Namen des Europäischen 
Parlaments 

Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
A. D. MAVROYIANNIS
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BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 12. Dezember 2012 

über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung gemäß 
Nummer 28 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung (Antrag EGF/2011/014 RO/Nokia, Rumänien) 

(2013/15/EU) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 
2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 
Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 
Haushaltsführung ( 1 ), insbesondere auf Nummer 28, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die 
Globalisierung ( 2 ), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Europäische Fonds für die Anpassung an die Globa­
lisierung (EGF) wurde eingerichtet, um Arbeitskräfte, die 
infolge weit reichender Strukturveränderungen im Welt­
handelsgefüge aufgrund der Globalisierung arbeitslos ge­
worden sind, zusätzlich zu unterstützen und ihnen bei 
der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt zu helfen. 

(2) Der Anwendungsbereich des EGF wurde für ab dem 
1. Mai 2009 bis 30. Dezember 2011 gestellte Anträge 
erweitert und beinhaltet nun auch die Unterstützung von 
Arbeitskräften, die unmittelbar infolge der globalen Fi­
nanz- und Wirtschaftskrise entlassen worden sind. 

(3) Die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 2006 
sieht vor, dass der EGF bis zur jährlichen Obergrenze von 
500 Mio. EUR in Anspruch genommen werden kann. 

(4) Rumänien hat am 22. Dezember 2011 einen Antrag auf 
Inanspruchnahme des EGF aufgrund von Entlassungen 

im Unternehmen SC Nokia Romania SRL und einem 
Zulieferunternehmen eingereicht und diesen Antrag bis 
zum 22. August 2012 durch zusätzliche Informationen 
ergänzt. Der Antrag erfüllt die gemäß Artikel 10 der 
Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 geltenden Vorausset­
zungen für die Festsetzung des Finanzbeitrags. Die Kom­
mission schlägt daher vor, den Betrag von 
2 942 680 EUR bereitzustellen. 

(5) Der EGF sollte folglich in Anspruch genommen werden, 
damit ein Finanzbeitrag für den von Rumänien einge­
reichten Antrag bereitgestellt werden kann — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union 
für das Haushaltsjahr 2012 wird der Europäische Fonds für die 
Anpassung an die Globalisierung in Anspruch genommen, da­
mit der Betrag von 2 942 680 EUR an Mitteln für Verpflichtun­
gen und Zahlungen bereitgestellt werden kann. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver­
öffentlicht. 

Geschehen zu Straßburg am 12. Dezember 2012. 

Im Namen des Europäischen 
Parlaments 

Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
A. D. MAVROYIANNIS
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BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 12. Dezember 2012 

über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung gemäß 
Nummer 28 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung (Antrag EGF/2011/018 ES/País Vasco Productos metálicos, Spanien) 

(2013/16/EU) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 
2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 
Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 
Haushaltsführung ( 1 ), insbesondere auf Nummer 28, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die 
Globalisierung ( 2 ), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Europäische Fonds für die Anpassung an die Globa­
lisierung (EGF) wurde eingerichtet, um Arbeitskräfte, die 
infolge weit reichender Strukturveränderungen im Welt­
handelsgefüge aufgrund der Globalisierung arbeitslos ge­
worden sind, zusätzlich zu unterstützen und ihnen bei 
der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt zu helfen. 

(2) Der Anwendungsbereich des EGF wurde für ab dem 
1. Mai 2009 bis 30. Dezember 2011 gestellte Anträge 
erweitert und beinhaltet nun auch die Unterstützung von 
Arbeitskräften, die unmittelbar infolge der globalen Fi­
nanz- und Wirtschaftskrise entlassen worden sind. 

(3) Die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 2006 
sieht vor, dass der EGF bis zur jährlichen Obergrenze von 
500 Mio. EUR in Anspruch genommen werden kann. 

(4) Spanien hat am 28. Dezember 2011 einen Antrag auf 
einen Finanzbeitrag aus dem EGF wegen Entlassungen in 
423 Unternehmen gestellt, die in der NACE-Rev.-2-Ab­
teilung 25 (Herstellung von Metallerzeugnissen) in einer 
NUTS-II-Region, nämlich in der Region País Vasco 
(ES21), tätig sind, und diesen Antrag bis zum 5. Septem­
ber 2012 durch zusätzliche Informationen ergänzt. Der 
Antrag erfüllt die gemäß Artikel 10 der Verordnung (EG) 
Nr. 1927/2006 geltenden Voraussetzungen für die Fest­
setzung des Finanzbeitrags. Die Kommission schlägt da­
her vor, den Betrag von 1 299 545 EUR bereitzustellen. 

(5) Der EGF sollte folglich in Anspruch genommen werden, 
damit ein Finanzbeitrag für den von Spanien eingereich­
ten Antrag bereitgestellt werden kann — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union 
für das Haushaltsjahr 2012 wird der Europäische Fonds für die 
Anpassung an die Globalisierung in Anspruch genommen, da­
mit der Betrag von 1 299 545 EUR an Verpflichtungs- und 
Zahlungsermächtigungen bereitgestellt werden kann. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver­
öffentlicht. 

Geschehen zu Straßburg am 12. Dezember 2012. 

Im Namen des Europäischen 
Parlaments 

Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
A. D. MAVROYIANNIS
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BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 12. Dezember 2012 

über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung gemäß 
Nummer 28 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung (Antrag EGF/2011/026 IT/Emilia Romagna Motorräder, Italien) 

(2013/17/EU) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER 
EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 
2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 
Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 
Haushaltsführung ( 1 ), insbesondere auf Nummer 28, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die 
Globalisierung ( 2 ), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Europäische Fonds für die Anpassung an die Globa­
lisierung (EGF) wurde eingerichtet, um Arbeitskräfte, die 
infolge weit reichender Strukturveränderungen im Welt­
handelsgefüge aufgrund der Globalisierung arbeitslos ge­
worden sind, zusätzlich zu unterstützen und ihnen bei 
der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt zu helfen. 

(2) Der Anwendungsbereich des EGF wurde für ab dem 
1. Mai 2009 bis 30. Dezember 2011 gestellte Anträge 
erweitert und beinhaltet nun auch die Unterstützung von 
Arbeitskräften, die unmittelbar infolge der globalen Fi­
nanz- und Wirtschaftskrise entlassen worden sind. 

(3) Die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 2006 
sieht vor, dass der EGF bis zur jährlichen Obergrenze von 
500 Mio. EUR in Anspruch genommen werden kann. 

(4) Italien hat am 30. Dezember 2011 einen Antrag auf 
einen Finanzbeitrag aus dem EGF wegen Entlassungen 

in 10 Unternehmen gestellt, die in der NACE-Rev.-2-Ab­
teilung 30 (sonstiger Fahrzeugbau) in der NUTS-II-Region 
Emilia Romagna (ITH5) tätig sind, und diesen Antrag bis 
zum 10. September 2012 durch zusätzliche Informatio­
nen ergänzt. Der Antrag erfüllt die gemäß Artikel 10 der 
Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 geltenden Vorausset­
zungen für die Festsetzung des Finanzbeitrags. Die Kom­
mission schlägt daher vor, einen Betrag von 
2 658 495 EUR in Anspruch zu nehmen. 

(5) Der EGF sollte folglich in Anspruch genommen werden, 
um einen Finanzbeitrag für den von Italien eingereichten 
Antrag bereitzustellen — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union 
für das Haushaltsjahr 2012 wird der Europäische Fonds für die 
Anpassung an die Globalisierung in Anspruch genommen, da­
mit der Betrag von 2 658 495 EUR an Mitteln für Verpflichtun­
gen und Zahlungen bereitgestellt werden kann. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Straßburg am 12. Dezember 2012. 

Im Namen des Europäischen 
Parlaments 

Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
A. D. MAVROYIANNIS
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BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 12. Dezember 2012 

über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung gemäß 
Nummer 28 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung (Antrag EGF/2012/005 SE/Saab, Schweden) 

(2013/18/EU) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 
2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 
Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 
Haushaltsführung ( 1 ), insbesondere auf Nummer 28, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die 
Globalisierung ( 2 ), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Europäische Fonds für die Anpassung an die Globa­
lisierung (EGF) wurde eingerichtet, um Arbeitskräfte, die 
infolge weit reichender Strukturveränderungen im Welt­
handelsgefüge aufgrund der Globalisierung arbeitslos ge­
worden sind, zusätzlich zu unterstützen und ihnen bei 
der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt zu helfen. 

(2) Die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 2006 
sieht vor, dass der EGF bis zur jährlichen Obergrenze von 
500 Mio. EUR in Anspruch genommen werden kann. 

(3) Schweden hat am 25. Mai 2012 einen Antrag auf einen 
Finanzbeitrag aus dem EGF gestellt wegen Entlassungen 
bei der Firma Saab Automobile SA, eines ihrer Tochter­
unternehmen und 16 ihrer Zulieferer und diesen Antrag 

bis zum 20. August 2012 durch zusätzliche Informatio­
nen ergänzt. Der Antrag erfüllt die gemäß Artikel 10 der 
Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 geltenden Vorausset­
zungen für die Festsetzung des Finanzbeitrags. Die Kom­
mission schlägt daher vor, den Betrag von 
5 454 560 EUR bereitzustellen. 

(4) Der EGF sollte folglich in Anspruch genommen werden, 
um einen Finanzbeitrag für den Antrag Schwedens bereit­
zustellen — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union 
für das Haushaltsjahr 2012 wird der Europäische Fonds für die 
Anpassung an die Globalisierung in Anspruch genommen, da­
mit der Betrag von 5 454 560 EUR an Mitteln für Verpflichtun­
gen und Zahlungen bereitgestellt werden kann. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver­
öffentlicht. 

Geschehen zu Straßburg am 12. Dezember 2012. 

Im Namen des Europäischen 
Parlaments 

Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
A. D. MAVROYIANNIS
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BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 12. Dezember 2012 

über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung gemäß 
Nummer 28 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung (Antrag EGF/2012/006 FI/Nokia Salo, Finnland) 

(2013/19/EU) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 
2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 
Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 
Haushaltsführung ( 1 ), und insbesondere auf Nummer 28, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die 
Globalisierung ( 2 ), und insbesondere auf Artikel 12 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Europäische Fonds für die Anpassung an die Globa­
lisierung (EGF) wurde eingerichtet, um Arbeitskräfte, die 
infolge weit reichender Strukturveränderungen im Welt­
handelsgefüge aufgrund der Globalisierung arbeitslos ge­
worden sind, zusätzlich zu unterstützen und ihnen bei 
der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt zu helfen. 

(2) Die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 2006 
sieht vor, dass der EGF bis zur jährlichen Obergrenze von 
500 Mio. EUR in Anspruch genommen werden kann. 

(3) Finnland hat am 4. Juli 2012 einen Antrag auf einen 
Finanzbeitrag aus dem EGF wegen Entlassungen beim 
Unternehmen Nokia plc (Salo) gestellt und diesen Antrag 
bis zum 21. August 2012 durch zusätzliche Informatio­

nen ergänzt. Der Antrag erfüllt die gemäß Artikel 10 der 
Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 geltenden Vorausset­
zungen für die Festsetzung des Finanzbeitrags. Die Kom­
mission schlägt daher die Inanspruchnahme des Betrags 
von 5 346 000 EUR vor. 

(4) Der EGF sollte folglich in Anspruch genommen werden, 
damit ein Finanzbeitrag für den von Finnland eingereich­
ten Antrag bereitgestellt werden kann — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union 
für das Haushaltsjahr 2012 wird der Europäische Fonds für die 
Anpassung an die Globalisierung in Anspruch genommen, da­
mit der Betrag von 5 346 000 EUR an Mitteln für Verpflichtun­
gen und Zahlungen bereitgestellt werden kann. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver­
öffentlicht. 

Geschehen zu Straßburg am 12. Dezember 2012. 

Im Namen des Europäischen 
Parlaments 

Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

A. D. MAVROYIANNIS
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 über die Zuständigkeit, das 
anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die Zusammenarbeit in 

Unterhaltssachen 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 7 vom 10. Januar 2009) 

Seite 21, Artikel 75 Absatz 2 Buchstaben a und b: 

anstatt: „(2) Kapitel IV Abschnitte 2 und 3 findet Anwendung auf 

a) Entscheidungen, die in den Mitgliedstaaten vor dem Tag des Beginns der Anwendbarkeit dieser 
Verordnung ergangen sind und deren Anerkennung und Vollstreckbarerklärung ab diesem Zeitpunkt 
beantragt wird; 

b) Entscheidungen, die ab dem Tag des Beginns der Anwendbarkeit dieser Verordnung in Verfahren, die 
vor diesem Zeitpunkt eingeleitet wurden, ergangen sind, soweit diese Entscheidungen für die Zwecke 
der Anerkennung und Vollstreckung in den Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 
fallen.“ 

muss es heißen: „(2) Kapitel IV Abschnitte 2 und 3 findet Anwendung auf 

a) Entscheidungen, die in den Mitgliedstaaten vor dem Tag des Beginns der Anwendbarkeit dieser 
Verordnung ergangen sind und deren Anerkennung und Vollstreckbarerklärung ab diesem Zeitpunkt 
beantragt wird; 

b) Entscheidungen, die ab dem Tag des Beginns der Anwendbarkeit dieser Verordnung in Verfahren, die 
vor diesem Zeitpunkt eingeleitet wurden, ergangen sind, 

soweit diese Entscheidungen für die Zwecke der Anerkennung und Vollstreckung in den Anwendungs­
bereich der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 fallen.“
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